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Rechtsfragen in der
«schweizer schule»

Flexibilität oder Härte beweisen?

Wenn Kinder auswärts geschult werden, gibt
es oft Streit, da sich die Schulgemeinden
weigern, die Kosten zu übernehmen. Sie
stellen sich aufden Standpunkt, selbst eine
unentgeltliche Schulungsmöglichkeit
anzubieten Diese Argumentation hat aufder
einen Seite etwas fur sich. Denn es darfnicht
sein, dass die eigenen Klassen leer bleiben,
während teures Geld fur die Schulung in den
Nachbargemeinden ausgegeben wird.

Trotzdem gibt es auch Grenzen für diese harte
Haltung, wie der Bundesrat kürzlich anhand
eines Entscheides über den ausserkantonalen
Besuch einer Solothurner Schülerin entschieden

hat. Die im kantonalen Schulgesetz
vorgesehenen «besonderen Grunde» können
danach in Anspruch genommen werden,
wenn z. B. ein Schulbesuch am nächstgelege-
genen Ort aus psychologischen oder
charakterlichen Gründen nicht zu verantworten ist.
Der bundesrätliche Entscheid geht aber noch
weiter (und das dürfte manche Schulgemein-
de besonders in die Nase stechen): Wenn
nämlich ein Gemeinwesen durch den auswärtigen

Schulbesuch finanziell entlastet wird,
darf sie diesen Betrag nicht einfach in die
eigene Tasche stecken.

Anders der zweite Fall. Beim Schuleintritt
besteht der Kanton Schwyz darauf, dass der
von ihm bestimmte Stichtag absolutgultigsei.
Das istaufdereinen Seite verstandlich Denn
wenn ein solches Prinzip einmal - und sei es

nur um wenige Tage - durchbrochen ist,
hagelt es möglicherweise Antrage von ehrgeizigen

Eltern. Aufder anderen Seite hatte der
schulpsychologische Dienst im vorliegenden
Fall unmissverstandlich die Schulreife festgestellt.

Was spricht dagegen, ein solches Kind
aufzunehmen, wenn es sich schon auf die
Schule freut und dazu bereit ist?Zu unflexible
Regelungen lassen letztlich auch das Schutwesen

und die an sich so lebendige Schulgemein-

Wer bezahlt das
Schulgeld?
Die Tochter von Familie P. aus Nuglar
St. Pantaleon im Kanton Solothurn wechselte
an die Realschule in Liestal (Basel-Land) über
Das erlaubten die Behörden zwar, aber sie
weigerten sich, den Schulbesuch zu bezahlen.

Der Bundesrat entschied den Streit
zugunsten der Eltern.

Nachdem die Familie P. von der Stadtkasse
Liestal (BL) eine Rechnung von 6308 Franken
fur den Besuch der Realschule Liestal (BL)
ihrer Tochter Maja wahrend des Schuljahres
1986/87 erhalten hatte, beantragte sie die
Übernahme der Kosten durch ihre Wohngemeinde

Nuglar-St. Pantaleon Dieses Gesuch
wurde abgewiesen, ebenso wie die nachfolgenden

Beschwerden beim Erziehungsdepartement

und Regierungsrat des Kantons
Solothurn

Laut Begründung hätten die Eltern von Maja P

von Anfang an gewusst, dass sie die Kosten fur
den auswärtigen Schulbesuch zu tragen
hatten Auch wenn zwei Arztzeugnissen zu
entnehmen sei, dass Maja P. unter Anpas-
sungs- und Integrationsschwierigkeiten in der
bisherigen Schule gelitten habe, so liessesich
daraus nichtschliessen, dass diese Schwierigkeiten

auch in der Schule einer Nachbargemeinde

bestanden hätten Zugrunde lagen
nämlich vor allem familiäre Probleme. Es

bestehe wedereine pädagogische noch eine
medizinische Notwendigkeit zum Besuch
einer ausserkantonalen Schule Den Eltern
stehe es nach wie vor frei, ihre Tochter an
einer solothurnischen Volksschule unentgeltlich

unterrichten zu lassen.

Nun zogen die Eltern die ganze Angelegenheit
vorden Bundesrat und dieser hielt u.a. fest

«Nach Artikel 27 Absatz 2 BV haben die
Kantone für genügenden Primarunterricht zu
sorgen, welcher ausschliesslich unter staatlicher

Leitung stehen soll, derselbe ist obligatorisch

und unentgeltlich.

schaff erstarren. Heinz Moser
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Kantons.

Der unentgeltliche Schulbesuch in einer
öffentlichen Schule schliesst die Leistung
eines mehr oder weniger kostendeckenden
Schulgeldesaus, während Lehrmittel und
Verbrauchsmaterialien nicht gratis zur Verfügung

gestellt werden müssen. Diese Unent-
geltlichkeit des Unterrichts ist aber beschränkt
auf Schüler, die Wohnsitz in der Gemeinde
bzw. im Kanton haben oderfürden Primarun-
terricht sich dort aufhalten. Die Garantie der
Bundesverfassung auf unentgeltlichen Primar-
unterricht hat /nnerkantonaie, nicht jedoch
weitergehend /nferkantonale Geltung. Auf
interkantonaler Ebene lässt sich aus Artikel 27
Absatz 2 BV kein Rechtsanspruch auf
unentgeltlichen Primarunterrichtableiten, istdieser
doch der einheimischen Bevölkerung
vorbehalten.

Die von Maja P. besuchte Primarschule in

Nuglar ist gemäss Artikel 27 Absatz 2 BV

unentgeltlich. Auch wird nicht in Frage
gestellt, dass der dort erteilte Primarunterricht
genügend sei: weder das Schulprogramm
noch die Lehrmethode oder die Schulorganisation

geben zu Kritik Anlass. Ist ein einzelner
Schüler innerhalb seiner Klasse nicht
integrationsfähig, so darf dies der Schule nicht als
Mangel angelastet werden, den sie zu
verantworten hat und den sie zu beheben verpflichtet

ist. Die Erziehung, insbesondere die
Erziehung zu sozialem Verhalten des Schülers,

ist nämlich nicht allein der Schule
überlassen, sondern istvielmehreine
partnerschaftliche Aufgabe von Eltern und Schule
(Art. 104, Abs. 1 der Verfassung des Kantons
Solothurn vom 8. Juni 1986). Die sozialen
Verhaltensstörungen und das schulische
Ungenügen haben ihre Wurzeln zum
überwiegenden Teil nicht im Schulbereich; so
weist ein Schreiben des Schulpsychologischen

Dienstes des Kantons Solothurn vom
2. Juni 1986 an den Zweckverband der
Kreisschule Dorneckberg darauf hin, dass eine

tiefliegende Agressionsproblematik in der
Familie zu psychischen Belastungen und
Rivaiitätskämpfen mit Schulkolleginnen
geführt habe. Vorwürfe gegen die Schule, sie
habe ihre Aufgaben nicht genügend erfüllt,
entbehren somit der Grundlage.

Dass möglicherweise an einer ausserkantona-
len Schule das soziale Umfeld für Maja P.

besser ist als im Wohnsitzkanton, bedeutet
noch nicht, dass der Schulunterricht ungenügend

ist. Es besteht daher unter diesem
Blickwinkel kein Rechtsanspruch aus Artikel 27
Absatz 2 BV auf Übernahme des Schulgeldes
durch das Gemeinwesen für den Besuch einer
ausserkantonalen Schule, wenn die Eltern für
ihre Tochter Maja ein optimaleres Umfeld im
Rahmen des Schulbetriebes schaffen wollen.
Folglich bleibt nur noch zu prüfen, ob die
Verweigerung eines Schulgeldes nach dem
massgeblichen kantonalen Recht als willkürlich

(Art. 4 BV) zu betrachten ist.

Gemäss dem in § 52 ff. derVolksschulverord-
nung enthaltenen Grundsatz haben Anspruch
auf ein Schulgeld Schüler aus Gemeinden,
die keine eigene Schule haben oder eine
Schulart nicht führen und keinem
entsprechenden Schulkreis angehören. § 56 und
§ 57 der Verordnung dehnen die
Anspruchsberechtigung auf ein Schulgeld ferner aus,
wenn ein besonderer Fall vorliegt.

Die hier interessierenden Bestimmungen
lauten wie folgt:

§ 46 Schulgesetz
In besonderen Fällen kann das Erziehungs-
Departement für einzelne Schüler den
Schulbesuch in einer anderen Gemeinde gestatten.

§ 56 Volksschulverordnung
1 Ein besonderer Fall im Sinne des Gesetzes
liegt namentlich vor, wenn der Weg zum
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Schulhaus einer Nachbargemeinde wesentlich

kürzer, weniger beschwerlich oder
weniger gefährlich als zum Schulhaus des

Wohnortes ist oder wenn die Eltern des
Schülers in einer anderen Gemeinde ein
Geschäft fuhren und der Schulbesuch in
dieser Gemeinde im Interesse des Kindes

liegt.

§ 57 Volksschulverordnung
1 Wird die Bewilligung zum auswärtigen
Schulbesuch wegen eines wesentlich kürzeren,

weniger beschwerlichen oder weniger
gefährlichen Weges, wegen des Geschäftsdo-
mizils der Eltern in einer anderen Gemeinde
oder aus anderen Gründen erteilt, ist von der
entlasteten Schulgemeinde des Schülers
jährlich nur ein Unkostenbeitrag zu entrichten..

2 Wird aus den gleichen Gründen eine Schule
oder Schulart ausserhalb des Kantons besucht
und ubersteigt das zu entrichtende Schulgeld
den unter Absatz 1 festgelegten, innerhalbdes
Kantons gültigen Unkostenbeitrag, leistet der
Staat der Schulgemeinde an den Differenzbetrag

gleich wie an Besoldungskostenanteile
einen Beitrag nach Klassifikation zur Berechnung

der Staatsanteile an den Lehrerbesoldungen.

ie im kanton^e" Eisige» Regelung
ireesehene «grosszug s

irf nicht verweigert werden.

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn
weist darauf hin, dass § 46 Schulgesetz nicht
zur Anwendung gelange, da diese Bestimmung

einzig innerkantonale Bedeutung habe
und den Besuch von Schülern ausserhalb
ihrer Wohnsitzgemeinde in einer anderen
Gemeinde des Kantons regle. Dieser Ansicht
kann nicht zugestimmt werden, auch wenn
sich das Schulgesetz über die Ausrichtung
eines Schulgeldes im interkantonalen Verhältnis

ausschweigt Den Eltern eines Schulkindes
darf es nicht verwehrt sein, in den Genuss
einer grosszugigen Schulgeldordnung zu
gelangen, sobald das kantonale Recht eine

solche vorsieht, unabhängig davon, ob § 57
der Volksschulverordnung innerhalb des

Delegationsrahmens von § 46 Schulgesetz ist.

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn
begründet die Verweigerung eines Schulgeldes

ferner damit, dass keine besonderen
Grunde im Sinne von § 46 Schulgesetz und
§ 57 VolksschuVerordnung vorliegen Der
Weg vom Wohnort zum Schulhaus sei weder
beschwerlich noch gefährlich Auch in
diesem Punkt irrt der Regierungsrat des
Kantons Solothurn; er ubersieht nämlich,
dass nach § 57 Absatz 1 nicht nur bei den in
dieser Bestimmung konkretisierten «besonderen

Gründen» ein Rechtsanspruch auf Bezahlung

des Schulgeldes besteht, ein solcher
Rechtsanspruch besteht sowohl innerkantonal
als auch interkantonal darüber hinaus immer
dann, wenn «andere Grunde» als die eben
genannten vorliegen. Es handelt sich hiebei
um einen unbestimmten Rechtsbegriff,
welcher der Auslegung und Konkretisierung
bedarf Nach Auskunft des Erziehungs-
Departements des Kantons Solothurn wird im
Einzelfall auf die Interessen des Kindes
schlechthin abgestellt; betrachtet man einen
auswärtigen Schulbesuch von der Interessenlage

des Schulkindes als gerechtfertigt, so
stehe einem solchen Schulbesuch, sei er nun
inner- oder ausserkantonal, und einem damit
verbundenen Beitrag an die Schulkosten
nichts im Wege.

Die Interessen des Kindes stehen

im Vordergrund.

Der Vorinstanz kann nicht der Vorwurf erspart
bleiben, dass sie hier willkürlich geurteilt hat
Die kantonalen Verwaltungsjustizbehorden
sind verpflichtet, ihr Verordnungsrecht
anzuwenden, andernfalls ihr Entscheid in stossen-
der Weise dem Gerechtigkeitsgedanken
zuwiderlaufen wurde Es geht nicht an, die
Verpflichtung zur Bezahlung eines Schulgeldes

nur zu bejahen, wenn der Schulweg
gemäss den «besonderen Gründen» be-
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schwerlich oder gefährlich ist, ein Schulgeld
ist darüber hinaus in Konkretisierung der
«anderen Grunde» nach § 57 Volksschulverordnung

auch in vergleichbaren Fallen zu
entrichten, beispielsweise dann, wenn körperlich

geistig oder charakterlich behinderte
Kinder darauf angewiesen sind, eine Schule
ausserhalb ihres Wohnsitzkantons zu besuchen

Bei Maja P ist ein Schulbesuch am
nachstgelegenen Ort aus psychologischen
und charakterlichen Gründen nicht zu
verantworten So stellten die behandelnden Privatarzte

ubereinstimmend fest, dass sich mit
dem Schulwechsel nicht nur die psychischen
Verhaltensstörungen gebessert hatten,
sondern dass gleichzeitig auch eine erfreuliche
schulische Leistungssteigerung zu bemerken
sei. Der Umstand, dass der Schul psychologische

Dienst des Kantons Solothurn das
Fehlverhalten von Maja P auf die «tiefliegende
Agressionsproblematik in der Familie» und
auf die mangelnde Kooperationsbereitschaft
der Eltern zurückfuhrt, vermag am positiven
Ergebnis des Schulwechsels nichts zu andern
Massgebend ist einzig, dass im neuen Schul-
rrulieu keine charakterlichen und schulischen
Schwierigkeiten mehr bestehen Ein allfalliges
Fehlverhalten der Eltern kann sich nicht
nachteilig auf den Ausgang des Beschwerdeverfahrens

auswirken Em Anspruch auf einen
Unkostenbeitrag an das Schulgeld gemäss
§ 56 und § 57 VolksschuVerordnung entsteht
nämlich einzig aufgrund objektiver
Tatsachen, unabhängig vom subjektiven Hintergrund,

so macht es keinen Unterschied, ob
schulische Schwierigkeiten ihre Ursache im
familiären Umfeld haben oder anderswo zu
suchen sind

bereichern.

Die Verpflichtung zur Entrichtung eines
Schulgeldes wurde übrigens selbst dann
bestehen, wenn die in der Volksschulverordnung

enthaltene Rechtsgrundlage fur «andere
Grunde» fehlen wurde Die vollständige

Überwalzung des Schulgeldes auf die
Beschwerdeführer ist nur insoweit zulassig, als
der Zweckverband der Kreisschule Buren
bzw. die Gemeinde Nuglar-St Pantaleon
oder der Kanton nicht ungerechtfertigt
bereichert werden Das entlastete Gemeinwesen
hat daher mindestens im Umfang seiner
eingesparten Kosten das von den Beschwerde-
fuhrern verlangte Schulgeld fur den ausserkan-
tonalen Schulbesuch zu ubernehmen Zudem
wurden Schuler bezüglich ihres Schulgeldanspruchs

aus kantonalem Recht rechtsungleich
behandelt Schuler, welche die Schule in
einer Nachbargemeinde oder in einem
Nachbarkanton besuchen, wurden im Verhältnis
zu den Schulern mit unentgeltlichem Unterricht

in einer öffentlichen Schule der
Wohnsitzgemeinde finanziell benachteiligt Folglich

sind zur Bemessung des von den
Beschwerdeführern zu bezahlenden Schulgeldes

die Grundsätze von § 57 Vol ksschu
Verordnung so oder so anzuwenden Die
Beschwerde wird also gutgeheissen und der
Kanton Solothurn und die Gemeinde Nuglar-
St Pantaleon verpflichtet, den Beschwerde-
fuhrern fur den Besuch ihrer Tochter in der
Realschule Liestal/BLeinSchulgeld zu bezahlen»

(Entscheid des Schweizerischen Bundesrates

vom 3 Mai 1989).

Vorzeitige Einschulung
Soll fur ein frühreifes Kind die Möglichkeit
bestehen, vorzeitig in die Schule zu wechseln'1

Der Erziehungsrat des Kantons Schwyz
meint Nein

Im April 1989 richten Frau und Herr Dr X ein
Gesuch um vorzeitige Einschulung ihrer
Tochter an das Erziehungsdepartement des
Kantons Schwyz Bis zum jetzigen Zeitpunkt
sei sowohl die geistige wie auch die körperliche

Reife des Kindes erreicht, das hatten auch
schulpsychologische Abklärungen ergeben
Der Schulrat habe überdies schriftlich zugesichert,

das Kind aufzunehmen, sofern die
Schulreife nachgewiesen werde
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Der Erziehungsrat haltzu diesem Gesuch fest

a) Ab 11 1989 gilt fur die Einschulung (unter
Vorbehalt entsprechender Ubergangsbestimmungen)

die folgende gesetzliche Grundlage

«Kinder, die am 30 Juni des Einschulungsjah-
res das 6 Altersjahr zurückgelegt haben, sind

zum Schulbesuch berechtigt, sofern die
Schulreife nachgewiesen wird.»

Die Kompetenz zum Erlass von Ubergangsbestimmungen

ist im Kantonsratsbeschluss vom
29 1 1987 mit folgendem einschlägigen
Absatz festgehalten

«Regierungsrat und Erziehungsrat sind
ermächtigt, nötigenfalls in Abweichung von
dieser Verordnung die weiteren im
Zusammenhang mit der Umstellung des Schuljahresbeginns

stehenden, Übergangsrecht!ichen
Anordnungen zu treffen »

Stichtage sind lur alle lokalen

diese aber allgemeinen Charakter haben,
wurde damit neues Recht fur alle davon
Betroffenen (d h auch fur andere Eltern)
geschaffen, was im gegenwartigen Zeitpunkt
wegen organisatorischer Konsequenzen fur
Eltern und lokale Schulbehorden völlig
unverstandlich ware

b) PK (im Juni 1983 geboren) liegt altersmassig

ausserhalb der Schulberechtigung Die
nachgewiesene Schulreife gilt nur fur die
Phase vom 1-31 Mai Es gibt keine gesetzliche

Grundlage, dass der Schulrat Ausnahmen
gestatten kann Aus Gründen der präjudiziellen

Wirkung kann dem Gesuch nicht
entsprochen werden

Gestutzt auf obige Erwägungen erlasst die
Erziehungsratsprasidentin die folgende Prasi-
dialverfugung

Dem Gesuch um Einschulung von P K ausserhalb

des verbindlichen Stichtages wird nicht
entsprochen » (Prasidialverfugung des

Erziehungsrates des Kantons Schwyz vom
3 Mai 1989

Der Erziehungsrat hat in der Folge testgelegt,
dass in den Jahren 1988 — 1990 gestaffelte
Einschulungstermine gelten, um nicht auf
einen Schlag alle zusatzlich schulpflichtigen
Kinder aufnehmen zu müssen Deshalb gilt
fur die Einschulung in das Schuljahr 1989/90

schulpflichtig bis 30 4 1983 geborene Kinder,

schulberechtigt, sofern dieSchulreife nachgewiesen

ist bis 31 5 1983 geborene Kinder

Stichtage sind absolut verbindlich

Die vom Parlament und vom zustandigen
Erziehungsrat festgelegten Stichtage sind fur
alle lokalen Schulbehorden verbindlich
Abweichungen liegen somit nicht im freien
Ermessen eines Schulrates Auch ist explizit
keine Möglichkeit vorgesehen, Ausnahmen
von dieser Regel bewilligen zu können. Eine
Losung konnte nur darin bestehen, dass der
Erziehungsrat seine oben zitierten
Ubergangsbestimmungen generell ändert Weil
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